Deutscher Bundestag 
6. Wahlperiode 


Drucksache VI/911 


Sachgebiet 44 


Vorblatt 


Änderung des Urheberrechtsgesetzes 

(Gesetzentwurf der Abgeordneten Dr. Schober, 
Dr. Martin, Dr. Stoltenberg und Genossen) 


A. Problem 

Die Schriftsteller sind durch verschiedene Vorschriften des 
Urheberrechts benachteiligt, die in bestimmten Fällen einen 
Vergütungsanspruch für Autoren ausschließen. 


B. Lösung 

Durch den Entwurf sollen Vorschriften des Urheberrechtsge- 
setzes mit der Maßgabe geändert werden, daß eine Honorar- 
pflicht auch für Schulbuch-Anthologien mit zeitgenössischen 
Texten entsteht und für die Buchausleihe aus öffentlichen Biblio- 
theken und aus Werkbüchereien eine Ausleihgebühr für die 
Autoren begründet wird. 


C. Alternativen 

Keine 


D. Kosten 

Für Bund, Länder und Gemeinden entstehen aus dem Gesetz- 
entwurf keine unmittelbaren Kosten. Es ist lediglich möglich, 
daß für Bund, Länder und Gemeinden mittelbar Kosten er- 
wachsen, falls sie die neuen Vergütungsansprüche der Autoren 
nicht auf die Bibliotheksbenutzer abwälzen, sondern selbst über- 
nehmen. 
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Antrag 

der Abgeordneten Dr. Schober, Dr. Martin, Dr. Stoltenberg 

und Genossen 


Der Bundestag wolle 'beschließen: 


Entwurf eines Gesetzes 
zur Änderung des Urheberrechtsgesetzes 


Der Bundestag hat mit Zustimmung des Bundes- 
rates das folgende Gesetz beschlossen: 


Artikel 1 

Das Gesetz über Urheberrecht und verwandte 
Schutzrechte (Urheberrechtsgesetz) vom 9. Septem- 
ber 1965 (Bundesgesetzbl. I S. 1273), geändert durch 
Gesetz vom 25. Juni 1969 (Bundesgesetzbl. I S. 645) 
wird wie folgt geändert: 

§ 27 Abs. 1 wird wie folgt geändert: 

1. Im bisherigen einzigen Satz- entfällt der letzte 
Nebensatz „wenn die Vermietung Erwerbszwek- 
ken des Vermieters dient". 

2. Folgender Satz 2 wird angefügt: 

„Als Vermietung gilt auch das Verleihen im 
Rahmen eines Dienst- oder Arbeitsverhältnisses, 
es sei denn, daß es sich um Werke handelt, die 
zur Erfüllung von Pflichten aus dem Dienst- oder 
Arbeitsverhältnis erforderlich sind." 


3. § 46 wird wie folgt geändert: 

a) Nach Absatz 3 wird folgender neuer Absatz 4 
eingefügt: 

„(4) Für die Verwertung ist dem Urheber 
eine angemessene Vergütung zu zahlen. Der 
Vergütungsanspruch kann nur durch eine 
Verwertungsgesellschaft verfolgt werden." 

b) Der bisherige Absatz 4 wird Absatz 5. 

4. § 62 Abs. 4 Satz 3 entfällt. 


Artikel 2 

Dieses Gesetz gilt nach Maßgabe des § 13 Abs. 1 
des Dritten Überleitungsgesetzes vom 4. Januar 
1952 (Bundesgesetzbl. I S. 1) auch im Land Berlin. 


Artikel 3 

Dieses Gesetz tritt am Tage nach seiner Verkün- 
dung in Kraft. 


Bonn, den 5. Juni 1970 


Unterschriften umseitig 
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Begründung 


Der Gesetzentwurf zur Änderung des Urheber- 
rechtsgesetzes hat zum Ziel, die soziale Lage der 
Schriftsteller durch eine „kleine Urheberrechtsre- 
form" zu verbessern. 

Die vorgeschlagene Neufassung des § 27 Abs. 1 
soll dem berechtigten Wunsch der Autoren Rech- 
nung tragen, auch für die Ausleihe ihrer Werke 
durch öffentliche Büchereien und Werksbüchereien 
eine angemessene Vergütung zu erhalten wie dies 
auch in anderen Staaten, z. B. Schweden, bereits 
vorgesehen ist. Durch Satz 2 soll klargestellt wer- 
den, daß bei Werksbüchereien die Ausleihe von 
Fachliteratur, die der Entleiher für seine Arbeit im 
Betrieb benötigt, nicht erfaßt wird. 

Der Änderungsvorschlag hinsichtlich § 46 sieht die 
Einführung eines Vergütungsanspruchs des Urhe- 
bers auch in den dort geregelten Fällen vor. Es er- 
scheint nicht zumutbar vom Urheber zu verlangen, 
daß er sein Werk ohne Vergütung für die Auf- 
nahme in ein Schulbuch zur Verfügung stellt, wäh- 


rend alle anderen an der Herstellung eines Schul- 
buches Beteiligten eine Vergütung erhalten. 

Für den Vergütungsanspruch hat sich der 4. Bundes- 
tag bereits bei der Beratung des Urheberrechtsge- 
setzes vom 9. September 1965 ausgesprochen, mit 
Rücksicht auf die Bedenken des Bundesrates aber 
eine entsprechende Regelung zunächst zurückge- 
stellt. 

Die in § 62 Abs. 4 Satz 3 enthaltene Ausschlußfrist 
von einem Monat für den Widerspruch gegen eine 
beabsichtigte Änderung des Werkes führt für die 
Urheber, die in aller Regel die Frist und die Rechts- 
folge der Versäumnis nicht kennen, zu Härten. Die 
Vorschrift sollte daher entfallen. 

Der Gesetzentwurf geht im übrigen davon aus, daß 
die Bibliothekstantieme einem Sozialfonds der 
Schriftsteller zugeführt wird, der sich der Alters- 
versorgung der Schriftsteller und in Not geratener 
Autoren annimmt sowie der Unterstützung junger 
Autoren dient. 
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